
Hausanschrift:   
Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern  Telefon:  (03 85) 5 88-20 05 
Arsenal am Pfaffenteich  Telefax:  (03 85) 5 88 29 70 
Alexandrinenstraße 1, 19055 Schwerin  e-mail: poststelle@im.mv-regierung.de 

 

nachrichtlich an: 
Städte- und Gemeindetag    Landkreistag 
Mecklenburg-Vorpommern    Mecklenburg-Vorpommern 
Geschäftsstelle     Geschäftsstelle 
Bertha-von-Suttner-Straße 5    Bertha-von-Suttner-Straße 5 
19061 Schwerin     19061 Schwerin 
 
 
Landesfeuerwehrverband 
Mecklenburg- Vorpommern 
Bertha-von-Suttner-Straße 5 
19061 Schwerin 
 
 
 
 

Eintreten für die freiheitliche demokratische Grundordnung als Voraussetzung für 
die Ernennung zum und als Dienstpflicht des Beamten 
 
 
Aus gegebenem Anlass weise ich auf Folgendes hin:  
 
Die obersten Werte unserer Verfassung sind keine naturgegebenen Prinzipien, die allein 
aus sich heraus existieren könnten. Sie haben ihren Ursprung in gemeinsamen Grund-
überzeugungen aller Demokraten. Ohne Instrumente, die die Einhaltung und den Fortbe-
stand der "freiheitlichen demokratischen Grundordnung" sicherstellen würden, wäre das 
Bekenntnis zu einer solchen Grundordnung bedeutungslos. Daher sind die dem Rechts-
staat zur Verfügung stehenden Mittel auszuschöpfen, die die Einhaltung und den Fortbe-
stand der "freiheitlichen demokratischen Grundordnung" sicherstellen.  
Zum Prinzip der "wehrhaften Demokratie" gehört als ein Schutzmechanismus die Pflicht 
der Angehörigen des öffentlichen Dienstes zur Verfassungstreue sowie die beamtenrecht-
liche Pflicht der politischen Mäßigung und Zurückhaltung.  
 
Gem. § 8 Abs. 1 Nr. 2 LBG M-V darf in das Beamtenverhältnis – auch in das Ehrenbeam-
tenverhältnis – nur berufen werden, wer die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und die Verfas-
sung des Landes Mecklenburg-Vorpommern eintritt. Bei der Prognose der Verfassungs-
treue eines Beamtenbewerbers ist die Mitgliedschaft in einer Partei mit einer der Verfas-
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sungsordnung widersprechenden Zielsetzung bedeutsam, und zwar unabhängig davon, ob 
ihre Verfassungswidrigkeit nach Art. 21 Abs. 2 des Grundgesetzes durch Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts festgestellt ist oder nicht. Insofern genügt es, wenn eine Partei, 
wie dies bei der NPD der Fall ist, mit der freiheitlich demokratischen Grundordnung unver-
einbare Ziele verfolgt (BVerwGE 61, 194).  
 
In der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und des Bundesverwaltungsge-
richts wird übereinstimmend hervorgehoben, dass die Mitgliedschaft in einer verfassungs-
feindlichen Partei ein verfassungstreues Verhalten nicht zwingend ausschließt und es hier-
für auf die Umstände des einzelnen Falles ankommt (BVerfGE 39, 334, 359; BVerwGE 61, 
176, 182). So kann ein zunächst gerechtfertigter Zweifel des Dienstherrn an der künftigen 
Verfassungstreue des Bewerbers durch ein Eintreten des Bewerbers für eine verfas-
sungsmäßige Haltung seiner Partei ausgeräumt werden (BVerwGE 61, 194). Werden die 
begründeten Zweifel des Dienstherrn nicht ausgeräumt, ist allerdings davon auszugehen, 
dass ein Beamter, der trotz Kenntnis der verfassungswidrigen Bestrebungen der Partei 
seine Mitgliedschaft aufrecht erhält, sich nicht zur freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung „bekennt“. Sein Verhalten lässt auch den Schluss zu, dass er nicht für ihre Erhaltung 
eintritt, so dass eine Berufung in das Beamtenverhältnis in diesem Falle ausscheidet. Dies 
gilt erst recht für die aktive Mitarbeit (insbesondere Übernahme von Parteiämtern, Kandi-
datur) in einer Partei mit zumindest teilweise verfassungsfeindlicher Zielsetzung. In einer 
solchen Mitarbeit wird eine Identifizierung mit den Parteizielen gesehen (BVerwGE 86, 99). 
 
In diesem Zusammenhang wird darauf aufmerksam gemacht, dass ein Bewerber, der nicht 
die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung einzu-
treten, gem. § 61 des Kommunalwahlgesetzes (KWG M-V) nicht wählbar ist zum ehren-
amtlichen oder hauptamtlichen Bürgermeister, da er eine Voraussetzung zur Ernennung 
zum Ehrenbeamten/Beamten auf Zeit nach dem Landesbeamtengesetz nicht erfüllt (§ 61 
Abs. 1 bzw. Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KWG M-V). 
 
Nach seiner Ernennung muss sich der Beamte durch sein gesamtes Verhalten zu der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen und für 
deren Erhaltung eintreten. Dies ist als Dienstpflicht in § 57 Abs. 2 LBG M-V ausdrücklich 
normiert. Die politische Treuepflicht fordert, wie das Bundesverfassungsgericht hervorge-
hoben hat, mehr als nur eine formal korrekte, im Übrigen uninteressierte, innerlich distan-
zierte Haltung gegenüber Staat und Verfassung (BVerfGE 39, 334, 348). Der Beamte ist 
vielmehr verpflichtet, seiner positiven Einstellung zu den Grundentscheidungen des 
Grundgesetzes nach außen hin Ausdruck zu verleihen. Die Pflicht, für die freiheitlich de-
mokratische Grundordnung einzutreten, umfasst auch die Verpflichtung, alles zu unterlas-
sen, was geeignet ist, den Anschein zu erwecken, verfassungsfeindliche Ansichten Dritter 
zu teilen oder zu fördern. Dem Beamten ist es verboten, verfassungsfeindliche Aktivitäten 
zu propagieren oder verfassungsfeindliches Gedankengut zu verbreiten. Das Verbot gilt 
gleichermaßen für mündliche wie für schriftliche Äußerungen, aber auch für sonstige Akti-
onen mit verfassungsfeindlicher Tendenz. 
 
Meinungsäußerungen der Beamten stehen in einem Spannungsverhältnis zwischen dem 
Grundrecht der Meinungsfreiheit aus Art. 5 Abs. 1 des Grundgesetzes und den herge-
brachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums (Art. 33 Abs. 5 GG). Der Beamte unterliegt 
deshalb in seinen innerdienstlichen und außerdienstlichen Meinungsäußerungen Schran-
ken (vgl. auch BVerwGE 55, 232, BVerwGE 61, 176, BVerwGE 62, 280). Das öffentliche 
Vertrauen in die unparteiische und gemeinwohlorientierte Amtsführung der Beamten darf 
nicht durch unsachgemäße oder provozierende Äußerungen von Beamten untergraben 
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werden (BayVerfGH 37, 140). Je größer die mögliche Publizität einer Äußerung ist, umso 
sorgfältiger muss der Beamte abwägen.  
 
Das Grundrecht der Meinungsfreiheit gilt für Beamte jedoch nur in ihrer Stellung als 
Staatsbürger, nicht aber in ihrer Funktion als Amtsträger (BVerwG ZBR 1988, 128). Äuße-
rungen des Beamten als Organwalter sind amtliche Äußerungen, die nicht ihm persönlich, 
sondern dem Dienstherrn zuzurechnen sind. Sie genießen keinen Grundrechtsschutz. Für 
den Inhalt der Äußerung trägt der Beamte nach 60 Abs. 1 LBG M-V die persönliche Ver-
antwortung.  
 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die vorstehenden Ausführungen auch für 
die kommunalen Wahlbeamten und Ehrenbeamten gelten. Insbesondere Ehrenbeamte, 
wie z.B. Amts- und Verbandsvorsteher, Bürgermeister amtsangehöriger Gemeinden oder 
Gemeinde-, Orts- und Amtswehrführer nebst deren Stellvertreter, die hoheitsrechtliche 
Aufgaben nebenberuflich ehrenamtlich wahrnehmen, haben nach Maßgabe des § 129 
LBG M-V dieselben Rechte und Pflichten wie alle anderen Beamten. Für sie gelten des-
halb gleichermaßen sowohl die Voraussetzungen für die Berufung in das Beamtenverhält-
nis als auch die beamtenrechtliche Pflicht zur Verfassungstreue nach § 57 Abs. 2 LBG M-
V. Bei einer schuldhaften Pflichtverletzung kommt auch bei ihnen ein Verbot der Führung 
der Dienstgeschäfte und die disziplinarische Ahndung als Dienstvergehen in Betracht. Als 
Disziplinarmaßnahmen sind bei Ehrenbeamten gemäß § 7 Abs. 3 i.V.m. § 9 Abs. 1 LDG 
M-V Verweis, Geldbuße bis 500 Euro oder Entfernung aus dem Beamtenverhältnis zuläs-
sig. 
 
 
Zusatz für die Landräte als untere Rechtsaufsichtsbehörden: 
Die Landräte als untere Rechtsaufsichtsbehörden werden gebeten, die Ihrer Aufsicht un-
terstehenden Gemeinden, Ämter und Zweckverbände entsprechend zu informieren. 
 
 
 
 
 
Lorenz Caffier 


